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W123 2203983-1/16E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Michael ETLINGER Uber die Beschwerde des XXXX alias
XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
20.07.2018, ZI. 1068678302-170813394, nach Durchfuhrung zweier 6ffentlich mindlicher Verhandlungen zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird gemall § 28 Abs. 1 und 2 VwWGVG iVm§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 stattgegeben und dem
Beschwerdeflhrer der Status des Asylberechtigten zuerkannt.

GemaR§ 3 Abs. 5 Asylc 2005 wird festgestellt, dass der Beschwerdefihrer damit kraft Gesetzes die
Fluchtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer, ein afghanischer Staatsangehoriger, reiste illegal in das dsterreichische Bundesgebiet ein
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und stellte am 11.07.2017 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz. Der Beschwerdefihrer wurde am
selben Tag durch ein Organ des oOffentlichen Sicherheitsdienstes einvernommen und zu seinem Fluchtgrund
insbesondere vorbrachte, sich in Schweden fiur das Christentum interessiert und schlussendlich seine Religion
gewechselt zu haben.

2. Am 04.04.2018 erfolgte eine Einvernahme vor der belangten Behdrde, in der der Beschwerdeflihrer
insbesondere vorbrachte, im Zuge seines Aufenthaltes in Schweden mit Freunden in die Kirche gegangen zu sein und
sich schlieRlich in Schweden getauft zu haben.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid der belangten Behorde wurde der Antrag des Beschwerdefuhrers auf
internationalen Schutz gemaR § 3 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 beztglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gemal3 8 8 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 bezlglich der Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt Il.) abgewiesen. Ein
Aufenthaltstitel aus berUcksichtigungswirdigen Grinden wurde gemaf3 8 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt Il1.).
Es wurde gegen den Beschwerdefiihrer gemal3 § 52 Abs. 2 Z 2 FPG eine Ruckkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt
IV.), gemaR8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemaR8 46 FPG nach Afghanistan zuldssig sei
(Spruchpunkt V.) und die Frist fur die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung betrage
(Spruchpunkt VL.).

4.  Gegen den obgenannten Bescheid der belangten Behorde richtete sich die fristgerecht eingebrachte Beschwerde
vom 09.08.2018.

5. Am 18.06.2020 war eine o6ffentliche mindliche Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht angesetzt, die
jedoch vom erkennenden Richter - aufgrund von Verstandigungsschwierigkeiten mit der Dolmetscherin - abgebrochen
und vertagt wurde (vgl. Seite 4 Verhandlungsprotokoll). Vom Beschwerdefihrer wurde zu Beginn der Verhandlung -
neben Integrationsunterlagen - ein Schreiben von XXXX , Pastor der evangelikalen Gemeinde XXXX , vom 03.06.2020
sowie eine Kursbestdtigung der evangelikalen Gemeinde XXXX vom 07.06.2020 vorgelegt (vgl. Beilagen zur
Verhandlungsniederschrift).

6. Am 06.10.2020 sowie am 16.10.2020 fanden vor dem Bundesverwaltungsgericht 6ffentliche mundliche
Verhandlungen statt. Im Rahmen der am 16.10.2020 durchgefihrten Verhandlung wurde - neben dem
Beschwerdefiihrer - der Pastor der evangelikalen Gemeinde XXXX als Zeuge einvernommen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers und seinen Fluchtgrinden:

1.1.1. Der Beschwerdefihrer ist ein afghanischer Staatsangehdriger und gehért der Volksgruppe der Hazara an. Der
Beschwerdefihrer ist in der Provinz Ghazni geboren und aufgewachsen und besuchte dort ca. 5 oder 6 Jahre die
Schule.

Der Beschwerdefihrer verlie im Jahr 2013 seine Heimatprovinz und lebte anschlieRend ca. 2 Jahre im Iran. Nach
kurzen Aufenthalten in der Tirkei, Griechenland, Mazedonien, Serbien und Osterreich verbrachte der
Beschwerdefiihrer ca. 2 Jahre in Schweden. Im Zuge des Aufenthaltes in Schweden lernte der Beschwerdeflhrer die
evangelikale Gemeinde in XXXX ( XXXX ') kennen und empfing in dieser Gemeinde am 12.11.2016 die Taufe (vgl. AS 129).
Nach dem Aufenthalt in Schweden verbrachte der Beschwerdefiihrer ca. 3 Monate in Deutschland und halt sich seit Juli
2017 durchgehend in Osterreich auf.

1.1.2. Der Beschwerdefuhrer lernte im August 2017 (Uber einen Asylwerber aus derselben Unterkunft) ein Mitglied der
Zeugen Jehovas kennen, mit dem er vor allem zwecks Bibelstudien ca. 2 bis 3 Monate in Kontakt stand. Ferner
besuchte der Beschwerdeflhrer eine katholische Kirche in der Nahe des Asylheims. Der Beschwerdefuhrer kam im
Jahr 2019 Uber einen Freund zur evangelikalen Gemeinde XXXX und besucht seit August 2019 regelmaRig die dort
stattfindenden Gottesdienste und Bibelgruppen (vgl. Schreiben Pastor XXXX vom 03.06.2020 [Beilage zur
Verhandlungsniederschrift vom 18.06.2020]). Der Beschwerdefuhrer besuchte ferner alle 20 Lektionen des
Aufbaukurses ,Komm, folge mir nach” in der evangelikalen Gemeinde XXXX (vgl. Bestatigung XXXX vom 07.06.2020
[Beilage zur Verhandlungsniederschrift vom 18.06.2020]).
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1.1.3. Der Beschwerdefuhrer hat keine Kontakte mehr nach Afghanistan. Die im Iran lebenden Familienangehorigen
sind von der Konversion des Beschwerdefiihrers in Kenntnis; ferner in Osterreich bzw. im Iran lebende afghanische
Freunde (vgl. Seite 8 Verhandlungsprotokoll vom 16.10.2020).

1.1.4. Es kann davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdefiihrer aus innerer Uberzeugung vom islamischen
Glauben zum Christentum konvertiert ist. Es ist nicht anzunehmen, dass er bereit ist, seinen christlichen Glauben -
insbesondere auch nicht in islamischer Umgebung - zu verleugnen.

1.2. Feststellungen zum Herkunftsstaat:
Auszug Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 13.11.2019 (aktualisiert am 21.07.2020)
15. Religionsfreiheit

Etwa 99% der afghanischen Bevdlkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten auf 10
bis 19% der Gesamtbevdlkerung geschatzt (CIA 30.4.2019; vgl. AA 2.9.2019). Andere Glaubensgemeinschaften wie die
der Sikhs, Hindus, Baha'i und Christen machen weniger als ein Prozent der Bevélkerung aus (AA 2.9.2019; vgl. CIA
30.4.2019, USDOS 21.6.2019); in Kabul lebt auch weiterhin der einzige judische Mann in Afghanistan (UP 16.8.2019; vgl.
BBC 11.4.2019). Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans. Anhanger anderer Religionen sind frei,
ihren Glauben im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auszutiben (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019, MPI 2004). Die
Abkehr vom Islam gilt als Apostasie, die nach der Scharia strafbewehrt ist (USODS 21.6.2019; vgl. AA 9.11.2016). Im
Laufe des Untersuchungsjahres 2018 gab es keine Berichte Uber staatliche Verfolgungen aufgrund von Blasphemie
oder Apostasie (USDOS 21.6.2019). Auch im Berichtszeitraum davor gab es keine Berichte zur staatlichen
Strafverfolgung von Apostasie und Blasphemie (USDOS 29.5.2018).

Konvertiten vom Islam zu anderen Religionen berichteten, dass sie weiterhin vor Bestrafung durch Regierung sowie
Repressalien durch Familie und Gesellschaft flrchteten. Das Gesetz verbietet die Produktion und Veréffentlichung von
Werken, die gegen die Prinzipien des Islam oder gegen andere Religionen verstoBen (USDOS 21.6.2019). Das neue
Strafgesetzbuch 2017, welches im Februar 2018 in Kraft getreten ist (USDOS 21.6.2019; vgl. ICRC 0.D.), sieht Strafen fur
verbale und korperliche Angriffe auf Anhanger jedweder Religion und Strafen fur Beleidigungen oder Verzerrungen
gegen den Islam vor (USDOS 21.6.2019).

Das Zivil- und Strafrecht basiert auf der Verfassung; laut dieser mussen Gerichte die verfassungsrechtlichen
Bestimmungen sowie das Gesetz bei ihren Entscheidungen bertcksichtigen. In Fallen, in denen weder die Verfassung
noch das Straf- oder Zivilgesetzbuch einen bestimmten Rahmen vorgeben, kénnen Gerichte laut Verfassung die
sunnitische Rechtsprechung der hanafitischen Rechtsschule innerhalb des durch die Verfassung vorgegeben Rahmens
anwenden, um Gerechtigkeit zu erlangen. Die Verfassung erlaubt es den Gerichten auch, das schiitische Recht in jenen
Fallen anzuwenden, in denen schiitische Personen beteiligt sind. Nicht-Muslime durfen in Angelegenheiten, die die
Scharia-Rechtsprechung erfordern, nicht aussagen. Die Verfassung erwahnt keine eigenen Gesetze fiir Nicht-Muslime
(USDOS 21.6.2019).

Anmerkung: Zu Konversion, Apostasie und Blasphemie siehe Unterabschnitt Fehler! Textmarke nicht definiert..

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 zwar verbessert, jedoch wird diese noch immer durch Gewalt und
Drangsalierung gegenuber religidsen Minderheiten und reformerischen Muslimen behindert (FH 4.2.2019; vgl. USDOS
21.6.2019).

Wegen konservativer sozialer Einstellungen und Intoleranz sowie der Unfahigkeit oder Unwilligkeit der
Sicherheitskrafte, individuelle Freiheiten zu verteidigen, sind Personen, die mutmaRlich gegen religiése und soziale
Normen verstoBen, vulnerabel fur Misshandlung (FH 4.2.2019). Mitglieder der Taliban und des Islamischen Staates (IS)
toéten und verfolgen weiterhin Mitglieder religidser Minderheiten aufgrund ihres Glaubens oder ihrer Beziehungen zur
Regierung (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019). Da Religion und Ethnie oft eng miteinander verbunden sind, ist es
schwierig, einen Vorfall ausschlieBlich durch die religiose Zugehorigkeit zu begrinden (USDOS 21.6.2019).

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht Anhangerin
einer anderen abrahamitischen Religion (Christentum oder Judentum) ist. Einer Muslima ist es nicht erlaubt, einen
nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Konvertiten vom Islam riskieren die Annullierung ihrer Ehe (USDOS 21.6.2019).
Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind gtiltig (USE 0.D.). Die nationalen Identitatsausweise beinhalten Informationen
Uber das Religionsbekenntnis. Das Bekenntnis zum Islam wird flr den Erwerb der Staatsbirgerschaft nicht bendtigt.



Religiose Gemeinschaften sind gesetzlich nicht dazu verpflichtet, sich registrieren zu lassen (USDOS 21.6.2019).

Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Lehrplan, der auf den Bestimmungen des Islam basiert, gestalten
und umsetzen; auch sollen Religionskurse auf Grundlage der islamischen Stromungen innerhalb des Landes entwickelt
werden. Der nationale Bildungsplan enthalt Inhalte, die fir Schulen entwickelt wurden, in denen die Mehrheiten
entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die Schulblcher auf gewaltfreie islamische
Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, nicht aber Kurse fiir andere Religionen. Fur
Nicht-Muslime an 6ffentlichen Schulen ist es nicht erforderlich, am Islamunterricht teilzunehmen (USDOS 21.6.2019).

[...]
15.2. Christentum und Konversion zum Christentum

Nichtmuslimische Gruppierungen wie Sikhs, Baha'i, Hindus und Christen machen ca. 0,3% der Bevdlkerung aus.
Genaue Angaben zur GroRe der christlichen Gemeinschaft sind nicht vorhanden (USDOS 21.6.2019). USDOS schatzte
im Jahresbericht zur Religionsfreiheit 2009 die GrofRe der geheimen christlichen Gemeinschaft auf 500 bis 8.000
Personen (USDOS 26.10.2009). Religiose Freiheit fur Christen in Afghanistan existiert; gemal? der afghanischen
Verfassung ist es Glaubigen erlaubt, ihre Religion in Afghanistan im Rahmen der Gesetze frei auszuiiben. Dennoch gibt
es unterschiedliche Interpretationen zu religioser Freiheit, da konvertierte Christen im Gegensatz zu origindren
Christen vielen Einschrankungen ausgesetzt sind. Religiose Freiheit beinhaltet nicht die Konversion (RA KBL 1.6.2017).

Tausende auslandische Christen und einige wenige Afghanen, die origindre Christen und nicht vom Islam konvertiert
sind, werden normal und fair behandelt. Es gibt kleine Unterschiede zwischen Stadt und Land. In den landlichen
Gesellschaften ist man tendenziell feindseliger (RA KBL 1.6.2017).

Afghanische Christen sind in den meisten Fallen vom Islam zum Christentum konvertiert. Neben der drohenden
strafrechtlichen Verfolgung werden Konvertiten in der Gesellschaft ausgegrenzt und zum Teil angegriffen (AA
2.9.2019). Bei der Konversion vom Islam zum Christentum wird in erster Linie nicht das Christentum als problematisch
gesehen, sondern die Abkehr vom und der Austritt aus dem Islam (LIFOS 21.12.2017). Laut islamischer Rechtsprechung
soll jeder Konvertit drei Tage Zeit bekommen, um seinen Konfessionswechsel zu widerrufen. Sollte es zu keinem
Widerruf kommen, gilt Enthauptung als angemessene Strafe fur Manner, wahrend Frauen mit lebenslanger Haft
bedroht werden. Ein Richter kann eine mildere Strafe verhangen, wenn Zweifel an der Apostasie bestehen. Auch kann
die Regierung das Eigentum des/der Abtrinnigen konfiszieren und dessen/deren Erbrecht einschranken (USDOS
21.6.2019).

Konvertiten vom Islam zum Christentum werden von der Gesellschaft nicht gut behandelt, weswegen sie sich meist
nicht o6ffentlich bekennen. Zur Zahl der Konvertiten gibt es keine Statistik. In den meisten Fallen versuchen die
Behorden Konvertiten gegen die schlechte Behandlung durch die Gesellschaft zu unterstutzen, zumindest um
potenzielles Chaos und Misshandlung zu vermeiden (RA KBL 1.6.2019).

Fur christliche Afghanen gibt es keine Mdglichkeit der Religionsaustibung aulBerhalb des hauslichen Rahmens (AA
2.9.2019; vgl. USCIRF 4.2018, USDOS 21.6.2019), da es keine offentlich zuganglichen Kirchen im Land gibt (USDOS
21.6.2019; vgl. AA 2.9.2019). Einzelne christliche Andachtsstdtten befinden sich in auslandischen Militarbasen. Die
einzige legale christliche Kirche im Land befindet sich am Gelédnde der italienischen Botschaft in Kabul (WA 11.12.2018;
vgl. AA 2.9.2019). Die afghanischen Behdrden erlaubten die Errichtung dieser katholischen Kapelle unter der
Bedingung, dass sie ausschlieBlich auslandischen Christen diene und jegliche Missionierung vermieden werde (KatM
KBL 8.11.2017).

Gemal? hanafitischer Rechtsprechung ist Missionierung illegal; Christen berichten, die 6ffentliche Meinung stehe ihnen
und der Missionierung weiterhin feindselig gegenuber. Es gibt keine Berichte zu staatlicher Verfolgung aufgrund von
Apostasie oder Blasphemie (USDOS 21.6.2019).

Beobachtern zufolge hegen muslimische Ortsansassige den Verdacht, Entwicklungsprojekte wiirden das Christentum
verbreiten und missionieren (USDOS 21.6.2019). Ein christliches Krankenhaus ist seit 2005 in Kabul aktiv (CURE 8.2018);
bei einem Angriff durch einen Mitarbeiter des eigenen Wachdienstes wurden im Jahr 2014 drei auslédndische Arzte
dieses Krankenhauses getotet (NYP 24.4.2014). Auch gibt es in Kabul den Verein ,Pro Bambini di Kabul“, der aus
Mitgliedern verschiedener christlicher Orden besteht. Dieser betreibt eine Schule fur Kinder mit Behinderung (PBdK
0.D.; vgl. AF 4.1.2019).



2. Beweiswurdigung:

Zur Feststellung des fur die Entscheidung mafligebenden Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
Beweis erhoben mittels Durchfiihrung einer offentlich mindlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht,
durch Einsichtnahme in den Akt der belangten Behdrde unter zentraler Berticksichtigung der niederschriftlichen
Angaben des Beschwerdefihrers vor dieser und den Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes, des bekampften
Bescheides und des Beschwerdeschriftsatzes sowie in die vom Beschwerdefihrer vorgelegten Urkunden.

2.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Die Feststellungen zu Identitat, Sprachkenntnissen, Herkunft und Staatsangehdrigkeit des Beschwerdefuhrers griinden
sich auf seine diesbezlglich gleichbleibenden und daher glaubhaften Angaben vor den Organen des offentlichen
Sicherheitsdienstes, der belangten Behdrde, in dem Beschwerdeschriftsatz und in der offentlichen mundlichen
Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht. Es ist im Verfahren nichts hervorgekommen, das Zweifel an der

Richtigkeit dieser Feststellungen zur Person des Beschwerdefuhrers aufkommen lasst.
2.2. Zuden Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers:

2.2.1. Die getroffene Feststellung betreffend die Konvertierung des Beschwerdefiihrers zum Christentum ergibt sich
aus den glaubhaften Angaben des Beschwerdefiihrers anlasslich der Beschwerdeverhandlungen am 06.10.2020 bzw.
16.10.2020, den Bestatigungen Pastor XXXX vom 03.06.2020 bzw. von XXXX vom 07.06.2020 (vgl. Beilagen zur
Verhandlungsniederschrift vom 18.06.2020) und den glaubhaften Aussagen des Pastors der evangelikalen Gemeinde

XXXX, der bei der mundlichen Beschwerdeverhandlung als Zeuge unter Wahrheitspflicht aussagte.

2.2.2. Die Feststellung, dass der Beschwerdeflhrer bereits im Jahr 2016 in Schweden getauft wurde, ergibt sich aus der
von ihm vorgelegten Urkunde (vgl. AS 129) sowie den glaubhaften Aussagen des Zeugen in der

Beschwerdeverhandlung am 16.10.2020 (vgl. insbesondere Seite 13 f Verhandlungsprotokoll).

2.2.3. Das Bundesverwaltungsgericht verkennt keineswegs, dass der Beschwerdefuhrer in der Einvernahme vor der
belangten Behdrde keinen nachhaltig tiberzeugenden Eindruck hinterlie8. Der Beschwerdefuhrer war sich im Zeitpunkt
der Einvernahme beispielsweise nicht bewusst, welchem Glauben er nach der Taufe angehdrte (vgl. AS 119, arg. ,F:
Was genau ist bei der Taufe geschehen? A: Es ist orthodox-Christen.” bzw. AS 120, arg. ,F: Welchen Glauben haben Sie
sich als neuen Glauben ausgesucht? A: In Schweden Protestanten. [...] Ich habe schon gesagt, dass ich christlich-
orthodox bin. Ich weill nicht, welche Richtung sie in Osterreich haben.”). Ferner konnte der Beschwerdefiihrer zu
diesem Zeitpunkt lediglich rudimentares Wissen Uber das Christentum vorweisen.

Demgegenulber muss jedoch festgehalten werden, dass der Beschwerdeflhrer bereits im Zuge der Erstbefragung am
11.07.2017 als Fluchtgrund die Konversion zum Christentum (explizit) behauptete und diesbeziglich somit in
insgesamt vier Einvernahmen (Erstbefragung, Einvernahme vor der belangten Behérde sowie zwei mundliche
Verhandlungen vor dem Bundesverwaltungsgericht) ein gleichbleibendes Vorbringen erstattete.

Im Zuge zweier mundlicher Beschwerdeverhandlung vermochte der Beschwerdefiihrer zudem Uberzeugend
darzulegen, dass er sich schon relativ unmittelbar nach seiner (neuerlichen) Einreise in das Bundesgebiet aktiv fur
verschiedene Richtungen im Christentum zu interessieren begann, um schlief3lich im August 2019 in der evangelikalen
Gemeinde XXXX seine endgultige ,Heimat” zu finden. Auch die Zeugenaussagen von Pastor XXXX in der Verhandlung
am 16.10.2020 konnte die tatsachliche Hinwendung des Beschwerdefuhrers zum Christentum (eindrucksvoll)
untermauern  (vgl. insbesondere Seite 13 f und 16 Verhandlungsprotokoll). ~Nach Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichtes hat der Beschwerdefuhrer den Wesensunterschied zwischen Islam und Christentum
glaubhaft verinnerlicht (vgl. Seite 5 Verhandlungsprotokoll vom 16.10.2020) und konnte im Zuge der zweiten
Beschwerdeverhandlung auch einige allgemeine Wissensfragen tUber das Christentum beantworten.

2.2.4. Auf Grund der nunmehrigen Lebensumstande und der glaubhaften Angaben des Beschwerdefiihrers kann
daher davon ausgegangen werden, dass diese Tatsache der Konversion des Beschwerdefihrers zum Christentum tber
das personliche Umfeld des Beschwerdefiihrers hinaus auch nach auBen hin bekannt geworden ist (vgl.
Feststellungen). Insbesondere ist es dem Beschwerdefiihrer bei einer allfalligen Rickkehr nach Afghanistan nicht

(mehr) zuzumuten, die verinnerlichte Konversion zu verleugnen.

2.2.5. Das Vorbringen des Beschwerdeflhrers hinsichtlich seiner Furcht vor Verfolgung im Fall der Ruckkehr nach
Afghanistan auf Grund seiner Konversion vom Islam zum Christentum war daher in ganzheitlicher Wirdigung der



Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, insbesondere unter Berlcksichtigung der diesbezlglich vorliegenden
herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen zur allgemeinen Lage von Christen und Konvertiten in Afghanistan,
insgesamt als glaubhaft zu beurteilen.

2.3.  Zum Herkunftsstaat:
Es wurde vor allem Einsicht genommen in folgende Erkenntnisquellen des Herkunftsstaates des Beschwerdefiihrers:

Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 13.11.2019: Religionsfreiheit; Christen und Konversionen
zum Christentum

Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefuhrten Erkenntnisquelle sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriiche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der
Ausfuhrungen zu zweifeln.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)

Gemal? § 3 Abs. 1 Bundesgesetz Uber die Gewadhrung von Asyl (Asylgesetz 2005 - AsylG 2005),BGBI. | Nr. 100/2005, ist
einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht
bereits gemaR 88 4, 4a oder 5 leg.cit. zurickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention Uber die
Rechtsstellung der Fluchtlinge BGBI 55/1955 (Genfer Flichtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht (vgl. auch die
Verfolgungsdefinition in 8 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der RL 2004/83/EG des Rates verweist).

Im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist als Fltichtling anzusehen, wer sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden
der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande
auBerhalb des Landes seines gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder in Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berucksichtigung der
Verhdltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.01.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer
konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) furchten wirde (vgl. VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771). Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persénliche Sphare des Einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rlckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (vgl. VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.01.2001,2001/20/0011).
Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Griinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (vgl.
VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 15.03.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafur sein, dass
sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet.

Auch wenn in einem Staat allgemein schlechte Verhaltnisse bzw. sogar burgerkriegsahnliche Zustande herrschen
sollten, so liegt in diesem Umstand fur sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der GFK. Um asylrelevante
Verfolgung erfolgreich geltend zu machen, bedarf es daher einer zusatzlichen, auf asylrelevante Griinde gestutzten
Gefahrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermalen die anderen Staatsbirger des Heimatstaates treffenden
Unbilligkeiten hinausgeht (vgl. VwGH vom 19.10.2000, 98/20/0233).

Zur Beurteilung, ob die Verfolgungsgrinde als glaubhaft gemacht anzusehen sind, ist auf die personliche
Glaubwurdigkeit des Beschwerdefuhrers und das Vorbringen zu den Fluchtgrinden abzustellen. Die
"Glaubhaftmachung" wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung setzt positiv getroffene Feststellungen der Behorde und
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somit die Glaubwurdigkeit des diesen Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des Asylwerbers voraus (vgl.
VWGH 11.06.1997, 95/01/0627).

"Glaubhaftmachung" im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK ist die Beurteilung des Vorgetragenen daraufhin,
inwieweit einer vernunftbegabten Person nach objektiven Kriterien unter den geschilderten Umstanden
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung zuzugestehen ist oder nicht. Erachtet die Behdrde im Rahmen der
Beweiswurdigung die Angaben des Asylwerbers grundsatzlich als unwahr, kénnen die von ihm behaupteten
Fluchtgriinde gar nicht als Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden. Zudem ist auch deren
Eignung zur Glaubhaftmachung wohlbegrindeter Furcht vor Verfolgung gar nicht ndher zu beurteilen (vgl. VWGH vom
09.05.1996, 95/20/0380). Eine Falschangabe zu einem fir die Entscheidung nicht unmittelbar relevanten Thema (vgl.
VwWGH vom 30.09.2004, 2001/20/0006, betreffend Abstreiten eines friiheren Einreiseversuchs) bzw. Widerspriche in
nicht maBgeblichen Detailaspekten (vgl. VwWGH 28.05.2009, 2007/19/1248; 23.01.1997, 95/20/0303) reichen fur sich
alleine nicht aus, um daraus nach Art einer Beweisregel Uber die Beurteilung der persénlichen Glaubwirdigkeit des
Asylwerbers die Tatsachenwidrigkeit aller Angaben Uber die aktuellen Fluchtgriinde abzuleiten (vgl. VWGH 26.11.2003,
2001/20/0457).

Auf Grund des durchgeflhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die
behauptete Furcht des Beschwerdefihrers, in seinem Herkunftsstaat mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit aus den in
der GFK genannten Griinden verfolgt zu werden, begriindet ist:

Ein in seiner Intensitat asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schitzende Sphére des Einzelnen fuhrt dann zur
Fluchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK festgelegten Grund, ndmlich die Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung anknUpft.

Allein aus der Zugehdrigkeit zu einer religidsen Minderheit kann das Vorliegen von Verfolgung im Sinne der GFK aber
nicht abgeleitet werden (VwGH, 09.11.1995, Zahl 94/19/1414). Es sind dartber hinausgehende konkret gegen den
Asylwerber gerichtete, von staatlichen Stellen ausgehende bzw. von diesen geduldete Verfolgungshandlungen gegen
seine Person erforderlich, um die Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers zu erweisen (VwGH 08.07.2000, Zahl
99/20/0203; 21.09.2000, Zahl 98/20/0557).

Gemal3 Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2003/83/EG (Status-Richtlinie) kann die begriindete Furcht vor Verfolgung oder die
tatsachliche Gefahr, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, auf Aktivitdten des Antragstellers seit Verlassen des
Herkunftsstaates beruhen, insbesondere wenn die Aktivitaten, auf die er sich stitzt, nachweislich Ausdruck und
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung oder Ausrichtung sind.

Bei einer erst nach Verlassen des Herkunftsstaates erfolgten Konversion eines Fremden vom Islam zum Christentum
ist zu prifen, ob die Konversion allenfalls blof3 zum Schein erfolgt ist. Hat der Fremde nicht behauptet, im Fall seiner
Rickkehr in seinen Herkunftsstaat wieder vom christlichen Glauben zum Islam Ubertreten zu wollen, und ist der
Fremde nicht nur zum Schein zum Christentum konvertiert, kommt es nicht auf die Frage an, welche Konsequenzen
der Asylwerber wegen einer blof3 vortbergehenden, der Asylerlangung dienenden Annahme des christlichen Glaubens
zu beflrchten hatte. Vielmehr ist maf3geblich, ob er bei weiterer Ausfihrung seines behaupteten inneren Entschlusses,
nach dem christlichen Glauben zu leben, mit maligeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen musste, aus diesem
Grund mit einer die Intensitat von Verfolgung erreichenden Sanktion (allenfalls sogar mit der Todesstrafe) belegt zu
werden (VwWGH 24.10.2001; Zahl 99/20/0550; 19.12.2001, Zahl2000/20/0369; 17.10.2002; Zahl2000/20/0102;
30.06.2005, Zahl 2003/20/0544).

Aus dem oben zur Person des Beschwerdeflhrers festgestellten Sachverhalt und den Feststellungen zur Situation der
Christen in Afghanistan, insbesondere der vom Islam zum Christentum konvertierten Personen, ergibt sich, dass der
Beschwerdefiihrer als Person mit christlicher Uberzeugung im Fall einer Riickkehr nach Afghanistan mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit massiven Einschrankungen und Diskriminierungen im persoénlichen Bereich auf Grund seiner
religivsen Uberzeugung sowie einem erheblichen Verfolgungsrisiko fiir seine persénliche Sicherheit und physische
Integritat sowohl von privater Seite - ohne dass in dieser Hinsicht staatlicher Schutz zukdme - als auch von staatlicher
Seite ausgesetzt ware. Dass die Konversion des Beschwerdeflhrers zum Christentum den afghanischen Behdérden
verborgen bleiben wirde, kann nicht mit ausreichender Wahrscheinlichkeit angenommen werden.

Im gegenstandlichen Fall liegt daher das oben dargestellte Verfolgungsrisiko in der religidsen Uberzeugung des
Beschwerdefihrers vor (vgl. auch Beweiswirdigung).
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Auf Grund des in ganz Afghanistan gultigen islamischen Rechts nach der Scharia und der in der Praxis angewendeten
islamischen Rechtsprechung sowie auf Grund der in der afghanischen Gesellschaft bestehenden Traditionen und
Moralvorstellungen sowie der allgemein vorherrschenden Intoleranz gegenuber religidsen Minderheiten, insbesondere
gegenlber Konvertiten, und den damit zusammenhangenden benachteiligenden Auswirkungen des traditionellen
Gesellschaftssystems in ganz Afghanistan ist davon auszugehen, dass sich die oben dargestellte Situation fir den
Beschwerdefihrer im gesamten Staatsgebiet Afghanistans ergibt. Es ist daher hinsichtlich dieses dargestellten

Verfolgungsrisikos davon auszugehen, dass keine inlandische Fluchtalternative besteht.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich der Beschwerdefihrer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden seiner
religivsen Uberzeugung eines vom lIslam zum Christentum konvertierten Mannes verfolgt zu werden, auRerhalb

Afghanistans befindet und im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in seinen Herkunftsstaat zurtickzukehren.

Da weder eine innerstaatliche Fluchtalternative besteht, noch ein in Art. 1 Abschnitt C oder F der GFK genannter
Endigungs- und Asylausschlussgrund hervorgekommen ist, war der Beschwerde des Beschwerdefihrers stattzugeben

und ihm gemal3 § 3 Abs. 1 AsylG der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen.
Zu B)

GemdaR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Loésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen (siehe dazu
insbesondere die unter A) zitierte Judikatur). Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung

der zu lI6senden Rechtsfrage vor.
Schlagworte

asylrechtlich relevante Verfolgung befristete Aufenthaltsberechtigung gesamtes Staatsgebiet Konversion Religion
staatliche Verfolgung wohlbegrindete Furcht
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